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THEMA: KULTURELLE GRUNDVERSORGUNG
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Der Deutsche Kulturrat setzt auf Vorsorge

Kurt Eichler

Der Deutsche Kulturrat hat festgestellt,
dass die Kultur für die Daseinsvor
sorge wichtig ist und daher der öf-

fentlichen Förderung bedarf. Er hat recht
und möchte daher die »Ökonomisierung von
Kunst und Kultur aufhalten«. Aber taugen
Kulturprodukte wirklich nicht für den inter-
nationalen Wettbewerb der Waren und
Dienstleistungen à la GATS? Sind der globa-
le Musikbetrieb mit Tonträgern, Dirigenten
und Ensembles, der weltweite Kunstmarkt
oder das Literatur- und Verlagsgeschäft –
immer durchaus auch mit erfolgreichen deut-
schen Exportartikeln – die Ausnahme? Um-
gekehrt wird zum Beispiel das Opern- und
Konzertangebot in der deutschen Provinz
längst von marktfähigen Kultureinrichtungen
aus Ost-Europa kräftig mitbeeinflusst. Der
Versuch des Kulturrats, »die Marktgesetze zu
bremsen«, würde in diesen – und anderen –
Fällen die kulturelle Daseinsvorsorge und
Vielfalt eher gefährden denn schützen.

Die Dinge liegen also nicht einfach, und
mit allerlei staatsrechtlichen Vorkehrungen
oder Definitionen wird man dem grundsätz-
lichen Problem nicht beikommen, dass der
gesellschaftliche und ökonomische Wandel
mit einem tendenziellen Bedeutungsverlust
der öffentlich geförderten Kultur einhergeht,
wobei dieser Prozess nicht nur Deutschland,
sondern auch andere Kulturnationen berührt.

Man muss dem Deutschen Kulturrat kon-
zedieren, dass in der heutigen Zeit eine um-
fassende kulturpolitische Position nicht ein-
fach zu entwickeln ist. Allerdings sollte man
dann auch die komplexen und zum Teil wi-
dersprüchlichen Herausforderungen genau-
er analysieren, denen sich die Kulturland-
schaft gegenübersieht. Wenn der Kulturrat
anlässlich der öffentlichen Vorstellung des
Positionspapiers verlautbart: »Die Kultur
muss sich den stärker ökonomisch und inter-
national geprägten Diskussionen stellen«,
aber im gleichen Atemzug versucht, »Argu-
mente dafür zu liefern, warum Kunst und
Kultur besonderen Schutz und Unterstüt-
zung benötigen«, dann erscheint dies ange-
sichts der beschriebenen Übermacht der Glo-
balisierung als eine eher hilflose Antwort.
Der Staat soll es richten, Protektionismus tut
Not – das ist die zentrale Botschaft des Vor-
sorgeplans, wobei die Kommunen als die
wichtigsten Träger und Geldgeber der Kul-
tur in Deutschland weitgehend ausgeblendet
bleiben.

Dabei verdient die nicht neue Forderung
an die Gemeinschaft der öffentlichen Hände,
die kulturelle Daseinsvorsorge zu gewähr-
leisten, selbstverständlich höchste Anerken-
nung. Der Kulturrat erhebt aber auch den
Anspruch, »erstmals (zu) präzisieren, was
Daseinsvorsorge im Kulturbereich bedeu-
tet«, nämlich »mehr als die Mindestversor-
gung der Bevölkerung mit kultureller Infra-
struktur«. Im Positionspapier liest sich das
so:

»Daseinsvorsorge im Bereich der Kultur
meint ein flächendeckendes Kulturangebot
in den verschiedenen künstlerischen Spar-
ten, das zu erschwinglichen Preisen, mit nied-
rigen Zugangsschwellen breiten Teilen der
Bevölkerung kontinuierlich und verlässlich
zur Verfügung steht ... Dieses Angebot muss
qualitativ hochstehend und der Innovation
verpflichtet sein.«

Es darf vermutet werden, dass der Kultur-
rat mit dieser Definition bewusst den kultur-
politisch strittigen Begriff der kulturellen
Grundversorgung noch überhöhen will, und
das im doppelten Wortsinn: Es darf sich
nichts ändern! Wir wollen alles und noch
mehr! Im Kulturapparat macht man sich mit
dieser Aussage zweifelsohne viele Freunde,
zumindest aber tut man niemandem weh. Als
kulturpolitische Strategie, die sich im harten
Alltag zu bewähren hat, ist sie wenig zielfüh-
rend. Eine konkrete Bedarfs- oder Entwick-
lungsgarantie für ein spezifisches Kulturan-
gebot oder eine künstlerische Leistung kann
auch verfassungsrechtlich nicht eingefordert
werden.

Dabei liefert der Kulturrat die Relativie-
rung seiner Forderung nach kultureller Da-
seinsvorsorge gleich mit und riskiert die
Aufweichung der von ihm reklamierten Be-
standsgarantie, wenn er erklärt: »Es kommt
auch darauf an, die Bevölkerung mit diesem
Angebot zu erreichen. Nur so lässt sich die
Definition als Daseinsvorsorge und die weit-
gehende Finanzierung durch die Allgemein-
heit begründen«. Wer – wie gefordert – poli-
tische Entscheidungen über den Umfang des
kulturellen Angebots und eine adäquate Mit-
telausstattung unter Beteiligung der Bürger-
innen und Bürger treffen will, sollte sich
keinen Illusionen über die Reichweite und
Akzeptanz der Kultur hingeben. Es ist zu
befürchten, dass die Abstimmung mit den
Füßen nicht zugunsten der Kultur ausgehen
wird, wenn gleichzeitig Kindergärten oder

Altenpflege, Straßensanierung oder Wohn-
beihilfen zur Disposition stehen.

Positiv ist hervorzuheben, dass das Positi-
onspapier der kulturellen Bildung
insbesondere für Kinder und Jugendliche in
Früherziehung und Schule eine zentrale Rol-
le bei der Kulturvermittlung zuschreibt. Der
Zugang zu den Künsten muss in frühen Jah-
ren gelernt und erprobt werden, wenn kultu-
relle Sozialisation nachhaltig und die Basis
für eine mehrheitsfähige Kulturpolitik lang-
fristig entwickelt werden sollen. Dass man
einen für diesen Zusammenhang so elemen-
taren Begriff wie den der Soziokultur im
Papier vergeblich sucht, ist bedauerlich. So-
wohl die Konzepte der Breitenkultur als auch
der kulturellen Bildung beziehen sich ganz
wesentlich auf diesen Ansatz.

Wer das Positionspapier des Deutschen
Kulturrats ernstnimmt, und das sollten vor
allem seine Mitglieder tun, wird nun bewei-
sen müssen, wann, wie und welche Ideen und
Ressourcen für die Zukunftsaufgabe der kul-
turellen Bildung bereitgestellt werden. Man
darf gespannt sein, ob sich angesichts der
proklamierten Bedeutung dieses Arbeitsfel-
des die Situation in fünf oder zehn Jahren
verändert hat. ›Frisches Geld‹ wird für die
Kultureinrichtungen und -träger nicht zu er-
warten sein; sie werden die notwendigen
Ressourcen durch Strukturveränderungen,
Reorganisation sowie die Beschneidung sol-
cher Arbeitsfelder erwirtschaften müssen,
die dem gesellschaftlichen Bedarf nicht mehr
entsprechen.

Für diesen Prozess ist eine Auseinanderset-
zung über neue Prioritäten der Kulturpolitik
notwendiger als die Fortschreibung vermeint-
lich sicherer Hypotheken. Insofern ist der
Vorsorgeplan des Deutschen Kulturrats zur
Sicherung der Kultur von widersprüchlicher
Natur: Die Diagnose stimmt. Zweifel sind
angebracht, ob die vorgeschlagenen Therapi-
en die Gesundung des Patienten fördern.




